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Ersatzansprüche gehen nach § 179 Abs. la  Satz 1 SGB VI erst 
in dem Zeitpunkt über, in dem die Erstattungsleistungen nach 
§ 179 Abs. 1 SGB VI erbracht werden.........................................  1

a) Die Übergangsvorschrift des § 24 Abs. 2 SchVG findet auf 
nach deutschem Recht begebene inhaltsgleiche Schuldver­
schreibungen aus Gesamtemissionen, die vor dem 5. August 
200S ausgegeben wurden, Anwendung, auch wenn sie nicht 
dem Schuldverschreibungsgesetz von 1899 unterfielen.
b) Der Beschluss der Gläubigerversammlung und die Ände­
rung der Anleihebedingungen sind unabhängig vom Vollzug 
des Änderungsbeschlusses nichtig, wenn der Beschluss nicht 
gleiche Bedingungen für alle Gläubiger vorsieht.......................  7

a) In dem Leistungsangebot eines Versorgungsunternehmens 
ist grundsätzlich ein Vertragsangebot zum Abschluss eines 
Versorgungsvertrags in Form einer sogenannten Realofferte 
zu sehen, die von demjenigen konkludent angenommen wird, 
der aus dem Leitungsnetz des Versorgungsunternchmens 
Elektrizität, Gas, Wasser oder Fernwärme entnimmt.
b) Empfänger der Realofferte zum Abschluss eines Ver­
sorgungsvertrags ist typischerweise derjenige, der die tat­
sächliche Verfügungsgewalt über den Versorgungsanschluss 
am Übergabepunkt ausübt. Im Falle einer Vermietung oder 
Verpachtung (liier: einer Gaststätte) steht diese .tatsächli­
che Verfügungsgewalt entsprechend der aus dem Miet- oder 
Pachtvertrag folgenden rechtlichen Befugnis dem Mieter 
oder Pächter zu. Hierbei kommt es -  ähnlich wie bei unter­
nehmensbezogenen Geschäften -  nicht darauf an, ob dem 
Energieversorger die Identität des Inhabers der tatsächlichen 
Verfügungsgewalt bekannt ist.
c) Diese auf den Inhaber der tatsächlichen Verfügungsgewalt
über den Versorgungsanschluss weisenden Grundsätze gelten 
nur dann nicht, wenn gegenläufige Anhaltspunkte vorhanden 
sind, die im Einzelfall unübersehbar in eine andere Richtung 
weisen, oder wenn der Abnehmer der Versorgungsleistung 
bereits anderweitig feststeht, weil das Versorgungsunterneh­
men oder der Abnehmer zuvor mit einem Dritten eine Liefer- 
vereinbarung geschlossen haben....................................................  17

Wenn das Vorstandsmitglied einer Aktiengesellschaft 
durch eine Handlung, die Gegenstand eines Ermitt- 
lungs- oder Strafverfahrens ist, gleichzeitig seine Pflich­
ten gegenüber der Gesellschaft verletzt hat, muss die 
Hauptversammlung einer Übernahme der Geldstrafe, Geld­
buße oder Geldauflage durch die Gesellschaft zustimmen.....  26
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a) Ein einheitliches Mietverhältnis über Wohnräume und Ge­
schäftsräume ist zwingend entweder als Wohnraummietver- 
hältnis oder als Mietverhältnis über andere Räume zu bewer­
ten. Für die rechtliche Einordnung ist entscheidend, welche 
Nutzungsart nach den getroffenen Vereinbarungen über­
wiegt. Dabei ist maßgebend auf die Umstände des Einzelfalls 
abzustellen, wobei der Tatrichter beim Fehlen ausdrücklicher 
Abreden auf Indizien zurückgreifen kann.
b) Der Umstand, dass die Vermietung nicht nur zu Wohnzwe­
cken, sondern auch zur Ausübung einer gewerblichen/freibe­
ruflichen Tätigkeit vorgenommen wird, durch die der Mieter 
seinen Lebensunterhalt bestreitet, lässt keine tragfähigen 
Rückschlüsse auf einen im Bereich der Geschäftsraummiete 
liegenden Vcrtragsschwerpunkt zu.
c) Lässt sich bei der gebotenen Einzelfallprüfung ein Über­
wiegen der gewerblichen Nutzung nicht feststellen, ist im 
Hinblick auf das Schutzbedürfnis des Mieters von der Gel­
tung der Vorschriften der Wohnraummiete auszugehen.........  39

a) Ist der Arbeitnehmer vorleistungspflichtig, genießen 
Lohnzahlungen seines insolventen Arbeitgebers, die binnen 
30 Tagen nach Fälligkeit bewirkt werden, das Bargeschäfts­
privileg.
b) Die einen Benachteiligungsvorsatz und seine Kenntnis 
nahelegenden Beweisanzeichen können zurücktreten, wenn 
der Schuldner eine kongruente Leistung Zug um Zug gegen 
eine zur Fortführung seines eigenen Unternehmens unent­
behrliche Gegenleistung erbracht hat, die den Gläubigern im 
allgemeinen nützt. Zu den für die Unternehmensfortführung 
unverzichtbaren Gegenleistungen gehört auch die Tätigkeit 
der Arbeitnehmer.
c) Wird eine Gehaltsforderung an einen Gesellschafter nach
den Grundsätzen des Bargeschäfts gedeckt, liegt darin keine 
Befriedigung einer einem Gesellschafterdarlehen wirtschaft­
lich entsprechende Forderung........................................................  59


